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LANDTAG IN KÜRZE 

Klares Ja zu dopingfreiem Sport 
VADUZ - Einstimmig hat der Landtag ges­
tern der Ratifikation des Zusatzprotokolls 
zum Übereinkommen des Europarates gegen 
Doping zugestimmt. Für Liechtenstein wird 
dies keine direkten Auswirkungen haben, da 
die grundlegenden Forderungen des Proto­
kolls bereits durch das im Jahr 2000 in Kraft 
getretene Sportgesetz erfüllt werden. 

Der FBP-Abgeordnete Peter» Lampert bc-
grüsste den Antrag der Regierung, dieses Zu­
satzprotokoll zu ratifizieren: «Einerseits zei­
gen wir damit unsere Solidarität im Kampf 
gegen Doping, anderseits bekräftigen wir 
auch, dass unsere Sportler nach den Richtli­
nien des Übereinkommens getestet werden 
sollen. Diesen Aspekt halte ich für besonders 
wichtig, denn damit schützen wir unsere 
Sportler vor der Einnahme verbotener Sub­
stanzen und damit auch vor gesundheitlichen 
Schäden. Weil unser Land für die eigenstän­
dige Durchführung international anerkannter 
Doping-Kontrollen zu klein ist, werden die 
Kontrollen durch Swiss Olympic durchge­
führt. Ich finde dies eine vernünftige Zu­
sammenarbeit und begrüsse es, dass der 
LOSV im kommenden Jahr den Abschluss ei­
ner schriftlichen Vereinbarung plant.» (MF) 

Für dopingfreien Sport: Peter Lantpert (FBP). 

Urheberrecht geändert 
VADUZ - Ohne grosse Diskussion hat der 
Landtag die Abänderung des Urheberrechtes 
einstimmig verabschiedet. Damit wird die 
EG-Richtlinie über das Folgerecht des Urhe­
bers des Originals eines Kunstwerkes umge­
setzt. Das Folgerecht sichert den Künstlern 
und ihren Rechtsnachfolgern ein Recht auf ei­
nen Anspruch auf Beteiligungen am Verkaufs­
preis aus jeder Weiterveräusserung nach der 
Erstveräusserung durch den Urheber. (MF) 

Europäische Gesellschaft (SE) 
auch in Liechtenstein möglich 
VADUZ - Einhellig und ebenfalls ohne Dis­
kussionen hat der Landtag ein umfangreiches 
Gesetzespaket verabschiedet, um die vom Eu­
ropäischen Rat geschaffene '«Europäische Ge­
sellschaft» (Societas Europaea, kurz SE) in 
liechtensteinisches Recht zu transformieren. 
In Liechtenstein besteht bereits seit dem I .  
Oktober 2004 die Möglichkeit, eine solche SE 
zu gründen. Bisher wurde von dieser Mög­
lichkeit jedoch noch nie Gebrauch gemacht. 
Die SE entspricht in ihrer Konzeption einer 
Aktiengesellschaft, die neu als Rechtslorm für 
eine Gesellschaft gewählt werden kann. Diese 
Gesellschaftsform soll Vorteile (ür europaweit 
tätige Unternehmen bringen. (MF) 

Beschwerden neu In Kompetenz 
der Beschwerdekommission 
VADUZ - Mit der Verabschiedung von zwei 
entsprechenden Gesetzesanpassungen hat der 
Landtag gestern einstimmig die rechtlichen 
Grundlagen verabschiedet, um die unter das 
Schwerverkehrsabgabegesetz fallenden Be­
schwerden neu in die Kompetenz der Be­
schwerdekommission für Verwaltungsangele­
genheiten zu legen. 

Bei der seinerzeitigen Schaltung des 
Schwerverkehrsabgabegesetzes wurde als Be­
schwerdestelle die Regierung bezeichnet. Es 
geht vor allem um Beschwerden, die sich ins­
besondere gegen Bussen aus lahrlässiger 
Hinterziehung der leistungsabhängigen 
Schwerverkehrsabgabc (LSVA) richten. (MF) 

Versandeter Sparsinn 
Parlament hebt Sparprämiengesetz auf, ein Überbleibsel einer anderen Zeit 

VADUZ - 22 Liechtensteiner 
sparen noch wie ihre Eltern vor 
40 Jahren nach dem Sparprä­
miengesetz. Das wird nun abge­
schafft, weil es nicht EWR-kon-
form ist und sich für die Banken 
nicht lohnt. 
• Korotll« PfitffBr 

Nur 0,04 Promille der Spareinlagen 
machen die 175 790 Franken aus, die 
22 Liechtensteiner bei Liechtenstei­
ner Banken liegen haben und wofür 
sie insgesamt 1925 Franken Sparprä­
mie «kassierten». Ab den 6. Spaijahr 
beträgt die Prämie zwischen 20 und 
35 Prozent. Das Gesetz, das solche 
Traumprämien möglich machte, trat 
am 1. Januar 1965 in Kraft mit dem 
Ziel, Familien mit unteren bis mittle­
ren Einkommen die Chance zu ge­
ben Eigentum zu bilden. Der Spar­
sinn sollte geweckt werden - auch 
bei jungen Leuten. 

Nicht attraktiv genug? 
1970 nutzen 638 Liechtensteiner 

diese Möglichkeit zu sparen. Da­

nach verlor das vom Staat unter­
stützte prämienbegünstigte Sparen 
Jahr für Jahr vollends an Attrakti­
vität. Inzwischen gebe es attrakti­
vere Anlagemöglichkeiten, so die 
unbestätigte Vermutung. Mehrfach 
kam die Diskussion auf, das Spar-. 
prämiengesetz abzuschaffen. Am 
Freitag dann führte der Druck der 
EFTA-Überwachungsbehörde zur 
Entscheidung, das Gesetz am 1. Ja­
nuar 2006 aufzuheben. 

Die ESA hat 2002/2003 die Re­
gelungen des Finanzplatz Liech­
tenstein auf seine EWR-Konlor-
mität überprüft. Und sie hat festge­
stellt. dass das Sparprämiengesetz 
EWR-Bürger und EWR-Dienstleis-
ter diskriminiert. Die ESA nahm 
die Sache ernst und drohte eine 
Klage beim EFTA-Gerichtshof 

• wegen Verletzung des EWR-Ab-
kommens an. 

Neue Modelle gefragt 
Marlies Amann-Marxer, Land­

tagsabgeordnete der Vaterländi­
schen Union, regte an, neue Mög­
lichkeiten zu suchen, die es jungen 
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Regierungschef Otmar Hasler: «Wir können nicht nur von Eigenverant­
wortung reden, wir müssen helfen sie wahrzunehmen.» 

Familien leichter machen, Eigen­
tum zu bilden. Untere und mittlere 
Einkommensschichtcn seien wo­
möglich nicht einmal ausreichend 
über die 2. Säule versichert. Um für 
das Rentenalter vorzusorgen, sei 
die 3. Säule für diese Gruppen um­

so wichtiger. Auch Regierungschef 
Haslcr ist sich dieser Tatsache be-
wusst. «Wir können nicht nur von 
Eigenverantwortung reden, wir 
müssen helfen sie wahrzunehmen», 
unterstrich er, wie notwendig es 
sei, neue Modelle zu finden. 

Für ein langes Lebeh 
Versicherte profitieren 

VADUZ - Der Landtag stärkt die 
2. Säule: mit gesetzlich veran­
kerter Transparenz, voller Frei­
zügigkeit und einem Sicher-

• heitsfonds. 
1 Komall» Pleltfar 

Die Menschen leben länger, Versi­
cherungen müssen ihre Leistungen 
auf einen längeren Zeitraum ausrich­
ten. Das Gesetz über die betriebliche 
Personalvorsorge vom I. Januar 
1989 war damit in die Jahre gekom­
men. Das abgeänderte vom Landtag 
am Freitag beschlossene Gesetz soll 
mehr Transparenz bringen. 

Versicherte und Aufsichtsbehör­
den erhalten mehr Einblick in das 
Tun der 41 Pensionskassen in 
Liechtenstein. Die Informations-
pflicht wurde ausgebaut und vor-
sorgespezi fische Rechnungslc-
gungsvorschrilten eingeführt. Dies 
soll sicherstellen, dass die finan­
zielle Lage der Kassen erkennbar 
wird und, ob sie ihren Altersvorsor-
gezwcck erfüllen können. 

Garantie mit Sicherheitsfonds 
Zudem enthält das geänderte Ge­

setz neu Regelungen bei der Auflö­
sung von Verträgen. Versicherte 
haben Anspruch auf das volle 
Deckungskapital. Neu soll der 
Wettbewerb unter den Pensionskas­
sen erhöht werden, indem Arbeit­
geber verstärkt auswählen können. 
Dies war nötig, weil sich einige 
Schweizer Lebensversicherer aus 
dem Kollektivgeschäft zurückgezo­
gen hatten. 

Rund 29 (XX) Versicherte kom­
men in den Gcnuss der vollen Frei­
zügigkeit und einer verbesserten 
Anschlusskontrolle der Arbeitge­
ber. Gleichzeitig gibt es neu einen 
Sicherheitsfonds, der Versiche-
rungsansprüche garantiert, sollte 
eine Pensionskasse zahlungsunfä­
hig werden. Neu wird auch die Ein­
trittsschwelle für Teilzeitbes'chäf-
tigte auf das Schweizer Niveau von 
19 350 Franken AHV-pflichtigem 
Jahreslohn herabgesetzt. Bisher 
galt ein Jahreslohn von 25 800 
Franken. 

Steigende Kosten 
Die FL-Abgeordnete Claudia 

Heeb-Fleck gab während der zwei-

Plus für Finanzplatz 
Vermögensverwalter: Schritt in die EU 

VADUZ - Liechtenstein hat als 
einer der ersten Staaten Euro­
pas ein eigenes Gesetz über die 
Vermögensverwaltung. Der «EU-
Pass» soll neue Nlarktchancen 
eröffnen. 
• Konwlia Ptalttar 

Claudia Heeb-Fleck: Antrag gegen 
Diskriminierung abgelehnt. 

ten Lesung der Abänderung des 
Gesetzes über die betriebliche Per­
sonalvorsorge zu bedenken, dass 
eine Reihe Teilzeitbeschäftigtcr 
auch nicht durch das abgeänderte 
Gesetz geschützt seien. Dies be­
deute ein hohes Armutsrisiko, da 
auch die AHV als gesetzliche Ren­
tenversicherung in solchen Fällen 
nicht ausreiche. 

Heeb-Fleck monierte ebenso die 
für Mann und Frau ungleichen Um­
wandlungssätze, die Sätze also, mit 
denen das Kapital eines Versicher­
ten in eine Rente umgewandelt 
wird. Ihr Antrag, die Diskriminie­
rung der Frauen aufzuheben, wurde 
mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 
Ebenso klar lehnten die Parlamen­
tarier einen Antrag des Landtagsvi­
zepräsidenten Ivo Klein (VU) ab. 
Erschlug vergeblich vor, Pensions-
kässen gesetzlich zu verpflichten, 
bei Todesfall auch Konkubinats-
partner als begünstigte Hinterblie­
bene zu sehen. 

Die Kosten der neuen gesetz­
lichen Bestimmungen für die 2. 
Säule sei schwierig, heisst es. Re­
gierung und Landtag gehen aber 
davon aus, dass die Senkung der 
Eintrittsschwelle für die Versiche­
rungspflicht zu einer «erheblichen 
Mehrbelastung» der Arbeitgeber 
und der Versicherten führen wird. 
Die intensivere Kontrolle werde 
Zusatzkosten für die Versicherun­
gen bringen, andererseits aber zu 
mehr Sicherheit der Pensionsversi­
cherung führen. 

Der Landtag stimmte dem neuen 
Vermögens vc rwu l t ungsgc : i t ' f z  
(VVW) am Freitag einhellig zu. 
Dies eröffnet Treuhandgruppen ei­
ne Chance, mit einer Vermögens-
verwaltungsgesellschaft den Schritt 
in die EU zu gehen. Nicht nur soll 
der Finanzplatz Liechtenstein in 
Europa präsenter werden und das 
Gesetz neue Märkte für Treuhand­
gruppen öffnen. Die Finanzmarkt­
aufsicht (FMA) erwartet auch zahl­
reiche Gründungen neuer Gesell­
schaften, um vom «EU-Pass» zu 
profitieren. Liechtenstein verfügt 
als eines der ersten Länder in Euro­
pa über ein solches Gesetz. 

Lücke in der Aufsteht geschlossen 
Der neue Beruf des Vermögens-

verwaltcrs kann Einzelkunden im 
EWR Portfolioverwaltung, Anlage­
beratung, Finanzanalysen, Vermö-
gensstrukturierung anbieten. Sie 
dürfen aber weder Verbandsperso­
nen gründen - wie Stiftungen, An­
stalten, Aktiengesellschaften -
noch Verwaltungsmandate über­
nehmen oder Steuerberatung, 
Buchhaltung, Kontrollfunktionen 
anbieten. Zugleich wird mit dem 
neuen Gesetz eine Lücke in der Fi­
nanzmarktaufsicht geschlossen. 

Der Treuhandsektor und damit 
auch die «vermögensverwaltenden 
Treuhänder» unterlagen bisher kei­
ner Kontrolle, was die Vermögens­
verwaltung betrifft. Mit dem neuen 
VVG wird eine auf die Vermögens­
verwalter abgestimmte Aufsicht 
eingeführt, wie in den internationa­
len Standards vorgesehen. Für den 
Finanzplatz Liechtenstein stellt die 
Einführung dieser speziellen Auf­
sicht auch ein Gütesiegel dar. 

Auch liechtensteinische Fonds­
gesellschaften erhalten mit dem 
Gesetz gleiche Chancen im europä­
ischen Wettbewerb. Zur kollektiven 
Vermögensverwaltung EWR-weit, 
was bislang schon möglich ist, 
kommt nun die Chance zur Einzel-

Ivo Klein: Zugangsschwelle nicht 
zu hoch ansetzen. 

portfolioverwaltung und Anlagebe­
ratung hinzu. Das erweitert die An­
gebotspalette des Fondsplatzes 
Liechtenstein. 

Rücksicht auf kleine Unternehmen 
Bei der zweiten Lesung des Ge­

setzes über die Vermögensverwal­
tung forderte Landtagsvizepräsi­
dent Ivo Klein (VU) im Namen des 
Bankenverbandes auf, die Zu­
gangsschwelle nicht zu hoch anzu­
legen. Im Namen des Vereins der 
unabhängigen Vermögensverwalter 
erinnerte auch der VU-Abgeordne-
te Gebhard Negele daran, kleinen 
Vermögensverwaltungsgesellschaf-
ten einige Pflichten zu erlassen. 
Regierungschef und Finanzminis­
ter Otmar Hasler sagte zu, in Zu­
sammenarbeit mit den Verbänden 
eine praktikable Lösung zu suchen. 

Auch die FMA werde mit Au-
genmass ihre Kompetenz nutzen 
und stets den Dialog mit der Fi-
nanzwirtschaft suchen, so Hasler. 
Sie soll über Richtlinien auch die 
Wohlverhaltensregeln festlegen 
und nicht wie ursprünglich vorge­
sehen die Regierung. Artikel 32 des 
neuen Gesetzes Hesse dabei Raum, 
die Frage von Löschungen und 
Zwangsauflösungen von Gesell­
schaften pragmatisch zu lösen, er­
klärte der VU-Abgeordnete Harry 
Quaderer. Er appellierte, die FMA 
möge nicht zu streng sein, weil dies 
Unruhe und Kosten nach sich zie­
hen würde. 


